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Drucksache 1544 


Der Bundesminister des Innern Bonn, den 13. Januar 1960 

II B 1 - BA 3260 - 976/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr, : Wegfall der Ortsklasse B 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 25. Juni 1959 
— Umdruck 367 r Drucksachen 1127 r 1183 — 


Auf Grund des obenbezeichneten Beschlusses sind mit den 
Ländern Verhandlungen geführt worden. Die Landesregierun- 
gen haben sich mit Ausnahme des Saarlandes und der Stadt- 
staaten, die an der Angelegenheit nicht unmittelbar interessiert 
sind und daher von einer Stellungnahme abgesehen haben, 
für eine Beibehaltung der Ortsklasse B ausgesprochen. Hierfür 
waren hauptsächlich folgende Gründe maßgebend: 

Die Unterschiede zwischen den Lebenshaltungskosten in den 
Städten und auf dem Lande haben sich zwar in den letzten 
Jahren, insbesondere durch den Ausbau der Verkehrsverbin- 
dungen und durch die fortschreitende Motorisierung, verringert. 
Dieser Entwicklung ist aber dadurch ausreichend Rechnung, 
getragen, daß die Zahl der Ortsklassen am 1. Januar 1953 
von fünf auf vier und am 1. Oktober 1957 von vier auf drei 
herabgesetzt worden ist. Die Zahl der Ortsklassen weiter zu 
vermindern erscheint nicht gerechtfertigt, weil immer noch 
mindestens drei in der Regel deutlich unterscheidbare Teue- 
rungsgebiete (Großstädte, Kleinstädte und Landgemeinden) be- 
stehen. Diese Verschiedenheiten würden bei einem Wegfall 
der Ortsklasse B nicht mehr angemessen berücksichtigt werden. 
Bereits beim Wegfall der Ortsklasse C sind insoweit zwischen 
den in der Ortsklasse B verbliebenen Kleinstädten und den 
allgemein in die gleiche Ortsklasse aufgerückten Landgemein- 
den Spannungen entstanden. Ein Wegfall der Ortsklasse B 
würde zu ähnlichen Erscheinungen innerhalb der Ortsklasse A 
führen und Wünsche zahlreicher Gemeinden auf Einstufung 
in die Ortsklasse S hervorrufen, die auf die Dauer nicht ab- 
gewehrt werden könnten. 


Druck? Buchdruckerei R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb : Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Der mit einem Wegfall der Ortsklasse B verbundene finan- 
zielle Aufwand wäre, abgesehen von den mittelbaren Aus- 
wirkungen auf die private Wirtschaft, für die Haushalte der 
öffentlichen Hand nicht tragbar. Er beträgt nach der beigefüg- 
ten Zusammenstellung für Bund, Länder und Gemeinden jähr- 
lich schätzungsweise 233,4 Mio DM. 

Das weiterhin bestehende Gefälle der Lebenshaltungskosten, 
dem die Ortsklasseneinteilung Rechnung trägt, ist auch für die 
Lohngestaltung der privaten Wirtschaft von erheblicher Be- 
deutung. Die Standortüberlegungen der Unternehmen hängen 
nicht zuletzt von regionalen Lohndifferenzierungen auf Grund 
unterschiedlicher Lebenshaltungskosten ab. Ganz besonders 
müssen viele mittelständische Unternehmen in kleinen Städten 
und auf dem Lande derartige Unterschiede in ihre Kalkulation 
einbeziehen. Auch würden die Bestrebungen, Industriebetriebe 
in ländlichen Gegenden anzusiedeln und damit der industri- 
ellen Ballung entgegenzutreten, wesentlich beeinträchtigt, wenn 
die Zahl der Ortsklassen auf zwei vermindert und dement- 
sprechend auch die Zahl der Ortslohnklassen eingeschränkt 
würde. 

Um gewissen Unebenheiten in der Ortsklasseneinstufung Rech- 
nung zu tragen, sind inzwischen die Richtlinien, auf denen 
das Ortsklassenverzeichnis vom 1. Oktober 1957 (BGBl. II 
S. 1445) beruhte, auf Grund von Beratungen mit einer aus 
Bundestagsabgeördneten aller Fraktionen sowie Vertretern des 
Bundes, der Länder und der kommunalen Spitzenverbände 
gebildeten Kommission geändert worden. Dadurch wird es mög- 
lich sein, eine größere Zahl von Orten der Ortsklasse B in 
die Ortsklasse A aufsteigen zu lassen. Es ist vorgesehen, zur 
Änderung des Ortsklassenverzeichnisses mit Zustimmung des 
Bundesrates nach § 13 Abs. 2 BBesG eine Rechtsverordnung 
zu erlassen, die rückwirkend vom 1. Januar 1960 in Kraft 
treten soll. Eine Änderung des Besoldungsgesetzes im Sinne 
des Wegfalls der Ortsklasse B vorzuschlagen, kann sich die 
Bundesregierung auf Grund des Ergebnisses der Verhandlun- 
gen mit den Ländern nicht entschließen. 


Dr. Schröder 
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Aufwand für Wegfall der Ortsklasse B 

in Mio DM 


Beamte . . 


Soldaten 


Angestellte 


Arbeiter 


Aktive 


Bund 

Post 

Bahn 

Bund, 

Post, 

Bahn 

zusammen 

Länder 

Gemeinden 

Länder und 
Gemeinden 

zusammen 

5,7 

7,6 

12,0 

25,3 

38,0 

9,2 

47,2 

11,8 

— 

— 

11,8 

— 

— 

— 

4, 6 

Posth. 2,9 

1,1 

— 

8,6 

13,2 

2.1,7 

34,9 

3,1 

6,6 

22,0 

31,7 

8,7 

12,8 

21,5 

25,2 

18,2 

34,0 

77,4 

59,9 

43,7 

103,6. 

15,1 

6,2 

11,3 

32,6 

14,5 

5,3 

19,8 

40,3 

24,4 

45,3 

110,0 

74,4 

49,0 

123,4 


Versorgungsempfän 
ger und 131er 41 ) . 


Insgesamt 


) unter der Annahme, daß die in S Wohnenden dann S erhalten müßten 


Deutscher Bundestag 





































